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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss  
— 
Anfrage Erika Schnyder 2014-CE-122 
Anpassung des Tarifs der selbstständigen Pflegefachpersonen  
 
 
I. Anfrage 

Am 1. April 2014 hat der Staatsrat durch eine Änderung der Verordnung über die Neuordnung der 
Pflegefinanzierung die neuen Tarife der selbstständigen Pflegefachpersonen angepasst, wodurch die 
Pflegekosten diejenigen nach Artikel 7 Abs. 2 der Verordnung des EDI über Leistungen in der 
obligatorischen Krankenpflegeversicherung (KLV) übersteigen. Folglich müssen diese vom Kanton 
und den Gemeinden gedeckt werden. 

Der Zeitpunkt für diese Anpassung hätte schlechter nicht sein können: Infolge der Struktur- und 
Sparmassnahmen 2013‒2016, die der Grosse Rat am 9. Oktober 2013 genehmigt hat, wurde der 
Beitragsansatz des Staates an die Pflegeleistungen von 35 auf 30 % herabgesetzt, wohingegen 
derjenige der Gemeinden von 65 auf 70 % angehoben wurde. Somit steigt die Pflegerechnung für 
die Gemeinden zusätzlich und unerwartet an. Dies, obwohl die neuen Kostenverschiebungen im 
Rahmen der Verhandlungen im Grossen Rat auf Grundlage von bekannten Daten festgesetzt 
worden waren; zu keiner Zeit war von einer Anhebung der Tarife die Rede, die diese Situation noch 
hätte verschlimmern können. 

Diese Tarifanpassung stellt somit eine versteckte Anhebung der Beteiligung der Gemeinden an der 
Pflegefinanzierung dar, die weder den Gemeinden angekündigt noch bei den Verhandlungen über 
die Strukturmassnahmen angesprochen worden war ‒ und die Gemeinden somit völlig überrumpelt. 
Die Anhebung überrascht umso mehr, als der Staat mit den Strukturmassnahmen die Löhne des 
Staatspersonals blockiert, ja sogar eingefroren hat, was die öffentliche Hand schliesslich auf das 
subventionierte Personal (Spitex, Pflegeheime, Schulen usw.) abgewälzt hat.  

Auch bei den Diensten, die Pflegepersonal beschäftigen, nimmt der Staat Kürzungen vor, wie z. B. 
Einfrierung der Dotationen, keine Subventionen für Leiter/in einer Organisation für Hilfe und 
Pflege zu Hause, die nicht eine bestimmte Grösse haben, oder Berechnung des 
Pflegepersonalbestands anhand der Zahl der betreuten Patientinnen und Patienten. Die Defizite 
werden oft von den Gemeinden finanziert, die diese Dienste verwalten oder subventionieren, damit 
ihr einwandfreier Betrieb gewährleistet ist. 

Die Situation gibt Anlass zur Besorgnis, denn im Gegensatz zu den öffentlichen Diensten 
organisieren die privaten Pflegefachpersonen ihren Zeitplan so, wie sie möchten, insbesondere den 
Nachtdienst oder den Dienst an Feiertagen, wählen ihren Patientenstamm selbst (können also selbst 
bestimmen, ob sie auch schwere Fälle und/oder psychisch Kranke behandeln wollen) und lassen 
sich bei Abwesenheit von den öffentlichen Diensten «vertreten», die sich wiederum zu den 
unangenehmsten Zeiten um die schwersten Fälle kümmern müssen. Darüber hinaus profitieren 
Selbstständige von verschiedenen administrativen Erleichterungen, wohingegen die öffentlichen 
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Dienste höheren Anforderungen gerecht werden müssen, was wiederum einen unlauteren 
Wettbewerb zur Folge hat. 

Weil die Kosten zulasten der Gemeinden immer weiter ansteigen, sehen sich manche Dienste für 
Hilfe und Pflege zu Hause gezwungen, ihr Leistungsangebot einzuschränken, ihren Betrieb neu zu 
organisieren oder neue Patientinnen und Patienten abzulehnen. Dies führt nicht nur zu grösseren 
Unterschieden in der Betreuung unter den einzelnen Bezirken, sondern auch zu Frustrationen beim 
Pflegepersonal der öffentlichen Dienste, die bei ihrer Arbeit immer grösserem Druck ausgesetzt und 
teilweise demotiviert sind. Mit der Zeit springen die älteren und erfahrenen Mitarbeitenden der 
öffentlichen Dienste ab und machen sich selbstständig, wodurch es für die öffentlichen Dienste 
noch schwieriger wird, qualifiziertes Personal anzustellen. 

Ich stelle dem Staatsrat deshalb die folgenden Fragen: 

1. Wieso werden die Tarife angepasst, wenn doch gerade Strukturmassnahmen umgesetzt wurden? 
Und wie will der Staatsrat diesen neuen Anstieg der Lastenverschiebung auf die Gemeinden 
verhindern?  

2. Der neue Tarif ist höher als derjenige nach KLV. Wieso ist der Staatsrat von der KLV 
abgewichen? Und wie hoch ist der Tarif in den anderen Kantonen? 

3. Welches sind die Bedingungen für die Erteilung einer Betriebsbewilligung, insbesondere in 
Bezug auf die Anforderungen in Sachen Bereitschafts- und Nachtdienst sowie Dienst an 
Wochenenden und Feiertagen?  

4. Gibt es in diesem Bereich eine Art regulierender Numerus clausus? Wenn ja, hat der Staatsrat 
die Absicht, diesen anzuwenden? 

5. Wie will der Staatsrat die offenkundigen Nachteile für die öffentlichen Dienste kompensieren, 
insbesondere was Dotation, Patientenbetreuung und Mehrkosten für die Gemeinden betrifft? 

 
16. Mai 2014 

 
 
II. Antwort des Staatsrats  

Vorgängig möchte der Staatsrat einige Elemente zum Pflegepersonal anführen, die eine besondere 
Aufmerksamkeit verdienen. Betreffend Stelle als Pflegeleiter/in wurde im Rahmen von Evalfri eine 
Neubewertung der Funktion verlangt; die Ergebnisse der Bewertung müssen abgewartet werden. 
Der Staat auferlegt den Diensten für Hilfe und Pflege zu Hause keine Quoten für Pflegepersonal 
entsprechend der Anzahl betreuter Patientinnen und Patienten. Der Bedarf an Dotationen wird 
jährlich von den Bezirkskommissionen bewertet. Die Direktion für Gesundheit und Soziales 
analysiert anschliessend diese Anträge entsprechend der Entwicklung der Dienste und der 
Budgetverfügbarkeiten. Bis 2013 wurden diese Anträge quasi alle angenommen; ausserdem wurden 
seit 2009 ungefähr 56,5 VZÄ genehmigt. Für 2014 konnte ebenfalls eine Lösung gefunden werden, 
da die Entwicklung des Verbleibs zu Hause ein wichtiges Element für eine angepasste 
Gesundheitsversorgung der Bevölkerung darstellt.  

Der Staatsrat antwortet wie folgt auf die Fragen von Grossrätin Erika Schnyder:  
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1. Wieso werden die Tarife angepasst, wenn doch gerade Strukturmassnahmen umgesetzt 

wurden? Und wie will der Staatstrat diesen neuen Anstieg der Lastenverschiebung auf die 

Gemeinden verhindern?  

2. Der neue Tarif ist höher als derjenige nach KLV. Wieso ist der Staatsrat von der KLV 

abgewichen? Und wie hoch ist der Tarif in den anderen Kantonen? 

Zuerst muss betont werden, dass das Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung die 
öffentliche Hand dazu zwingt, sich an der Finanzierung der von selbstständigen Pflegefachpersonen 
erbrachten Pflegeleistungen zu beteiligen. Betreffend Sektor der Pflege und der Hilfe zu Hause 
muss in Erinnerung gerufen werden, dass die Gesamtbilanz der Massnahmen für die Gemeinden 
positiv ist, auch wenn die Gemeinden durch die Strukturmassnahme zum Beitragssatz vermehrt 
belastet werden. Die Massnahmen zur Wachstumsminderung werden kofinanziert und kommen, 
sowohl auf personeller Ebene sowie beim Leistungsangebot in den Bereichen der Pflege und Hilfe 
zu Hause und der Pflegeheime, auch den Gemeinden zugute. 

Gemäss Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Neuordnung der Pflegefinanzierung werden 
die Pflegekosten zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (nachfolgend: OKP) vom 
Bundesrat definiert. Die Kantone müssen die Pflegekosten festlegen: Die Differenz zwischen den 
Tarifen und den Pflegekosten (Pflegerestkosten) kann bis zu 20 % des Höchstbeitrags der OKP 
zulasten des Versicherten fallen, und das Saldo wird von der öffentlichen Hand übernommen.  

Im Rahmen der kantonalen Ausführungsgesetzgebung wurde für die beauftragten Organisationen 
für Hilfe und Pflege zu Hause und das selbstständige Pflegepersonal entschieden, die Restkosten 
nicht auf die Patientinnen und Patienten abzuwälzen, und dass diese vollständig zulasten der 
öffentlichen Hand fallen. Der Staatsrat hat beschlossen, dass die Pflegekosten für diese 
Leistungserbringer gleich viel wie die Tarife zulasten der OKP betragen werden, ohne Restkosten 
zulasten der öffentlichen Hand.  

Dieser Entscheid wurde vom Berufsverband der Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner Sektion 
Freiburg (SBK Freiburg) sowie von einem selbstständigen Pflegefachmann in Frage gestellt. Das 
Bundesgericht hat die eingereichte Beschwerde abgewiesen mit der Feststellung, dass die 
statistischen Daten mangelhaft seien und die Beschwerdeführer nicht behaupten können, dass das 
Bundesgesetz automatisch vom OKP-Tarif abweichende Pflegekosten einführe. Dennoch hat das 
Bundesgericht den Staat Freiburg eingeladen, vollständige und verlässliche Daten zu sammeln und 
zu analysieren, damit die effektiven Kosten der vom Pflegepersonal erbrachten Leistungen erfasst 
werden können. Basierend auf diesen Erhebungen wurden die Pflegekosten per Verordnung vom 
1. April 2014 vom Staatsrat festgelegt: Die Kostenlast wird zwischen dem Staat und den 
Gemeinden zu 35 % und 65 % aufgeteilt, wie im 2011 vom Grossen Rat angenommenen 
Ausführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung (SGF 820.6) 
vorgesehen ist.  

Der Kanton Freiburg hat die Pflegekosten anhand des durchschnittlichen Einkommens in der 
Region Espace Mittelland definiert. 

3. Welches sind die Bedingungen für die Erteilung einer Betriebsbewilligung, insbesondere in 

Bezug auf die Anforderungen in Sachen Bereitschafts- und Nachtdienst sowie Dienst an 

Wochenenden und Feiertagen?  

Da es keine Verpflichtung gibt, einen Bereitschafts- oder Nachtdienst für die von der öffentlichen 
Hand beauftragten Organisationen für Hilfe und Pflege zu Hause zu versichern, gibt es diese 
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Verpflichtung auch nicht für Selbstständige. Trotzdem arbeiten sowohl Organisationen für Hilfe 
und Pflege zu Hause als auch selbstständiges Pflegepersonal je nach Umständen nachts, an 
Wochenenden und an Feiertagen.  

Das selbstständige Pflegepersonal unterliegt den Bestimmungen des Gesundheitsgesetzes und hat 
eine Verwaltungsvereinbarung mit den Krankenversicherern. Die Gesetzesbestimmungen zum 
Berufsethos des selbstständigen Pflegepersonals gewährleisten die allgemeine Betreuung der 
Patientinnen und Patienten. Überdies sind über 30 der im Kanton Freiburg praktizierenden 
Pflegefachfrauen und -männer dem Netzwerk der unabhängigen Pflegefachpersonen (SMAD) oder 
Psydom angeschlossen, beides Netzwerke für Unabhängige, die auf eine kontinuierliche und 
koordinierte Betreuung der Patientinnen und Patienten abzielen.  

4. Gibt es in diesem Bereich eine Art regulierenden Numerus clausus? Wenn ja, hat der Staatsrat 

die Absicht, diesen anzuwenden? 

Für das selbstständige Pflegepersonal gibt es keinen Numerus clausus.  

5. Wie will der Staatsrat die offenkundigen Nachteile für die öffentlichen Dienste kompensieren, 

insbesondere was Dotation, Patientenbetreuung und Mehrkosten für die Gemeinden betrifft?  

Die beauftragten Dienste für Hilfe und Pflege zu Hause sind im Vergleich zu der freiberuflichen 
Pflege nicht benachteiligt, sofern diese Dienste über eine kantonale Subvention und eine 
Defizitdeckung durch die Gemeinden verfügen. Zudem wird das Einkommen des Personals der 
Dienste für Hilfe und Pflege zu Hause hauptsächlich auf dem im Staat Freiburg geltenden System 
berechnet, was für das Pflegepersonal kein Nachteil ist.  

15. Dezember 2014 


